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Europa mit neuem Schwung… 
Es ging zuletzt Schlag auf Schlag: erst die letzte noch  feh-
lende Unterschrift von Vaclav Klaus, dann die Hinterle-
gung der tschechischen Ratifikationsurkunde, heute ist er 
in Kraft getreten – der Vertrag von Lissabon (VvL).  

Am 19. November hatten die Staats- und Regierungs-
chefs bereits die neue EU-Doppelspitze nach dem VvL 
gewählt - für 2 ½ Jahre den Belgier Herman van Rompuy  
als EU-Ratspräsidenten und für 5 Jahre die Britin Ca therine 
Ashton als Hohe Beauftragte für die Außen- und Siche r-
heitspolitik. Sie werden ihren Kritikern beweisen mü ssen, 
dass sie nicht nur gewählt worden sind, weil die Staa ts- 
und Regierungschefs und damit nationale Interessen w ei-
terhin im Vordergrund stehen sollen. 

Nur drei Tage nachdem der letzte MS seinen Kandida-
ten für einen Kommissarsposten benannt hatte, stellte  
KOM-Präsident Barroso am 27. November die neue desi g-
nierte Kommission vor: Das wichtige Binnenmarkt-Res sort 
(inkl. Finanzdienstleistungen) soll der Franzose Michel Bar-
nier erhalten, der Spanier Joaquin Almunia das Wettb e-
werbsressort und der Finne Olli Rehn Wirtschaft und W äh-
rung. Dass der deutsche Kandidat, Günther Oettinger , 
Energiekommissar werden soll, wurde von der Bundesre-
gierung offiziell begrüßt. Die Praxis wird zeigen, welche n 
Einfluss er in dieser Funktion wirklich haben wird. Die Hard-
linerin Neelie Kroes (Niederlande) wird sich übrigens  um 
die Digitale Agenda kümmern (mehr hierzu auf S. 2). 

Am 10./11. Dezember treffen sich die Staats- und Reg ie-
rungschefs zum ER in Brüssel mit folgender Tagesordnun g: 
Institutionelle Fragen (unproblematisch), Wirtschafts- , Fi-
nanz- und Beschäftigungssituation (v. a. Struktur d er Fi-
nanzaufsicht - hier ist Widerstand Großbritanniens b eim 
mikroprudentiellen Teil zu erwarten), Exit-Strategien ( Zeit-
raum, Koordinierung), Lissabon-Strategie (deutsche Positi-
on: Vermeidung von verpflichtenden, quantitativen Vo r-
gaben), Stockholmer Programm (die Annahme des Mehr-
jahresprogramms wird erwartet), Kopenhagener Klimako n-
ferenz (besonders umstritten ist die fast track-Fin anzierung) 
sowie die Auswärtigen Beziehungen. Die fast-track-
Finanzierung beim Klimaschutz ist für Deutschland bes on-
ders wichtig, weil die daraus resultierenden finanzie llen 
Lasten noch in dieser Legislaturperiode haushaltswirk sam 
wären. 

Zeitgleich findet die UN-Klimakonferenz in Kopenhagen 
statt (7. bis 18. Dezember). Auch wenn die EU mit e inem 
Angebot in die Verhandlungen geht (20 % weniger CO ² bis 
2020, 30 % weniger, wenn alle Industrienationen mitma-
chen) - nur mit den USA, China und den Entwicklungslä n-
dern ist ein globales Klimaschutzabkommen auch wirklic h 
global. Für US-Präsident Obama kommt Kopenhagen wohl 
zu früh. Innenpolitisch gilt es für ihn zunächst, die  Gesund-

heitsreform durchzusetzen. Es ist daher nach derzei tigem 
Stand nicht davon auszugehen, dass ein rechtsverbind li-
ches Nachfolgeabkommen zum Kyoto-Protokoll abge-
schlossen wird. Wahrscheinlicher sind ein Rahmenabkom -
men sowie die Aufstellung eines Zeitplanes, innerhalb des -
sen Entscheidungen getroffen werden sollen. TA�  
 

Das Hanse-Office wird sich im Dezember mit einer 
 HansEUmschau Spezial zum Vertrag von Lissabon melden  
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Themen 
 

Institutionelles 
 

Barroso stellt die designierten neuen Kommissa-
re und ihre Zuständigkeiten vor  

Nach der endgültigen Ratifizierung des Lissabon-Vertr ags 
hat Kommissionspräsident Barroso nun mit der Bildung  der 
neuen KOM begonnen. Die MS haben jetzt alle ihre Kan-
didaten benannt. Unter den Benannten befinden sich 9  
Frauen. 14 Kommissare gehören auch jetzt schon der KOM 
an, wenn auch teilweise nur für relativ kurze Zeit.  

Barrosos schwierige Aufgabe bestand darin, die MS b ei 
der Verteilung der Ressorts auf die jeweiligen Kommis sare 
mit ihren Interessen angemessen zu berücksichtigen.  Tradi-
tionell wird intensiv um die Verteilung der als besonder s 
bedeutsam eingestuften Positionen Binnenmarkt, Wett -
bewerb, Handel sowie Wirtschafts- und Währungsfragen  
gerungen. Barroso hat zudem, wie im Vorfeld angekün-
digt, neue Portfolios wie Klimaschutz, Justiz- und Gr und-
rechte sowie Inneres zusammengestellt. Lediglich die Br itin 
Catherine Ashton wusste schon seit dem Sonder-ER vom  
19. November als neue Hohe Vertreterin für die Außen - 
und Sicherheitspolitik, wofür sie in den nächsten Jahr en 
zuständig sein wird. Sie ist zugleich auch als Vizepräsi den-
tin Mitglied der KOM.  

Nachfolgend die Übersicht über die Kandidatinnen und 
Kandidaten für die neue Kommission mit den jeweilig en 
voraussichtlichen Zuständigkeiten: 
�  Karel De Gucht (Belgien/ALDE), Handel 
�  Rumiana Jeleva (Bulgarien/EVP), Internationale Koope-

ration, Humanitäre Hilfe und Krisenbewältigung 
�  Connie Hedegaard (Dänemark/EVP), Klimaschutz 
�  Günther Oettinger (Deutschland/EVP), Energie 
�  Siim Kallas (Estland/ALDE), Verkehr 
�  Olli Rehn (Finnland/ALDE), Wirtschafts- und Währungs-

fragen 
�  Michel Barnier (Frankreich/EVP), Binnenmarkt 
�  Maria Damanaki (Griechenland/S&D), Meerespolitik 

und Fischerei 
�  Catherine Ashton (Großbritannien/S&D), Hohe Beauf-

trage für Außen- und Sicherheitspolitik 
�  Maire Geoghegan Quinn (Irland/ALDE), Forschung und 

Innovation 
�  Antonio Tajani (Italien/EVP), Industrie 
�  Andris Piebalgs (Lettland/EVP), Entwicklungshilfe 
�  Algirdas Šemeta (Litauen/parteilos EVP-nah), Steuer n, 

Zollunion, Audit und Betrugsbekämpfung 
�  Viviane Reding (Luxemburg/EVP), Justiz, Grundrechte  

und Unionsbürgerschaft 
�  John Dalli (Malta/EVP), Gesundheit und Verbraucher-

schutz 
�  Neelie Kroes (Niederlande/ALDE), Informationsgesell-

schaft 
�  Johannes Hahn (Österreich/EVP), Regionalpolitik 
�  Janusz Lewandowski (Polen/EVP), Haushalt und Finan-

zen 

�  Dacian Ciolos (Rumänien/parteilos), Landwirtschaft u nd 
ländliche Räume  

�  Maros Sefcovic (Slowakei/parteilos, S&D-nah), Interins ti-
tutionelle Beziehungen und Verwaltung 

�  Janez Potocnik (Slowenien/parteilos, ALDE-nah), Um-
welt 

�  Joaquín Almunia (Spanien/S&D), Wettbewerb 
�  Cecilia Malmström (Schweden/ALDE), Inneres 
�  Stefan Fuele (Tschechische Republik/parteilos S&D-

nah), Erweiterung und Europäische Nachbarschaftspol i-
tik 

�  László Andor (Ungarn/S&D), Arbeit und soziale Angele-
genheiten 

�  Androulla Vassiliou (Zypern/ALDE), Bildung, Kultur, Multi-
lingualismus und Jugend .  

Auch innerhalb der einzelnen Generaldirektionen werden  
nach Barrosos Planungen einzelne Zuständigkeiten neu 
zugewiesen. So wandert die Zuständigkeit für Bessere  
Rechtsetzung von der DG ENTR in das Generalsekretaria t. 
Die staatlichen Beihilfen, die bislang in der DG TREN be-
handelt wurden, gehen jetzt an die DG Wettbewerb. Di e 
neue DG Klimaschutz wird zu einem Großteil aus dem 
bisherigen Direktorat C der DG ENV bestehen. Die Zust än-
digkeiten für Pharmazeutika werden in der DG SANCO 
gebündelt. Die Zuständigkeit für das Satellitensystem G ali-
leo wechselt von der DG TREN an die DG ENTR.  

Die neuen Kommissare müssen sich noch Anhörungen 
vor dem EP stellen, diese werden in der Zeit vom 11. b is 
19. Januar 2010 stattfinden. Die Gesamtbestätigung durch 
das EP ist dann für den 26. Januar 2010 vorgesehen,  da-
nach kann die neue KOM ihre Arbeit aufnehmen.  LF�  

� Pressemitteilung der KOM IP/09/1837 

Haushaltspolitik 
 

Rat und EP einigen sich auf EU-Haushalt 2010 

Der ECOFIN-Rat und das EP haben sich am 18. Novembe r 
auf die Eckpunkte des EU-Haushaltes 2010 verständigt.  Der 
Plan sieht Zahlungsermächtigungen i. H. v. 122,9 Mrd.  € 
vor. Dies entspricht ca. 1,03 % des Bruttoinlandsprod ukts 
der EU. Die Steigerungsrate des Haushaltes gegenüber  
dem Jahr 2009 beträgt 5,7 %. Der deutsche Finanzier ungs-
anteil wird voraussichtlich 19,5 % betragen. 

Im Mittelpunkt stand das Ringen um eine Einigung über  
eine Lücke i. H. v. 258 Mio. € zur Finanzierung der  zweiten 
Tranche des EU-Konjunkturpaketes. Das Gesamtvolumen 
der zweiten Tranche beträgt 2,4 Mrd. €. Die letztlic h ge-
fundene Einigung hält sich im Rahmen der Gesamtober-
grenze des EU-Finanzrahmens 2007 - 2013. Erzielt wur de sie 
durch eine Mischung aus Umschichtungen zwischen ver-
schiedenen Haushaltslinien zu Lasten der Bereiche "Er hal-
tung und Management natürlicher Ressourcen" und "Ver-
waltung", dem Einsatz nicht verbrauchter Haushaltsmitt el 
aus dem Jahr 2009 sowie der Nutzung des Flexibilitäts in-
struments und von Spielräumen im Haushalt 2010. 

Darüber hinaus einigte man sich darauf, den Milch-
bauern zusätzliche Mittel i. H. v. 300 Mio. € für das Haus-
haltsjahr 2010 zur Verfügung zu stellen. Diese setzen sich 
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aus in den Jahren 2009/2010 nicht zugeteilten Agrarf ör-
dermitteln i. H. v. 280 Mio. € und weiteren 20 Mio. € zu-
sammen, die aus den Milchexportunterstützungen umge-
leitet werden. 

Das EP wird am 17. Dezember in zweiter Lesung über 
den Haushaltsentwurf abstimmen.  CH�  

� Pressemitteilung des ECOFIN-Rates 
� Themenseite der KOM zum Haushaltsplan 

Finanzen 
 

Europäisches Lastschriftverfahren 

Seit dem 2. November können Unternehmen und Ver-
braucher grenzüberschreitend im gesamten Euro-Raum 
das Lastschriftverfahren nutzen, um ihre Zahlungen zu  
begleichen. Ermöglicht wird dies durch das SEPA-
Lastschriftverfahren des einheitlichen Euro-Zahlungsver-
kehrsraums (Single European Payment Area, SEPA). 

Flankiert wird die von der Bankenbranche auf den Weg 
gebrachte Initiative durch zwei EU-Rechtsakte. Die R L über 
Zahlungsdienste, deren Umsetzungsfrist am 1. November  
abgelaufen ist, stellt sicher, dass elektronische Zahlun gen 
innerhalb der EU so einfach, effizient und sicher abg ewi-
ckelt werden können wie entsprechende Inlandszahlun-
gen. Die zeitgleich in Kraft getretene Neufassung de r VO 
über grenzüberschreitende Zahlungen weitet den Grund-
satz gleicher Gebühren für inländische und grenzüber-
schreitende Zahlungen in Euro (bis zu 50.000 €) auf da s 
Lastschriftverfahren aus. 

Die Schaffung des SEPA ist die logische Konsequenz d er 
Euro-Einführung und ein weiterer wichtiger Schritt z ur Ver-
wirklichung des europäischen Binnenmarktes. CH�  

� Pressemitteilung der KOM IP/09/1665 
� RL 2007/64/EG über Zahlungsdienste 

� VO (EG) Nr. 924/2009 grenzüberschreitende Zahlungen 

Stabilitäts- und Wachstumspakt in Zeiten der 
Krise 

Die KOM will einem Teil ihrer MS, darunter auch Deutsch-
land, eine Frist zur Einhaltung der Defizitobergrenze bis 
2013 einräumen. Entsprechende Empfehlungen hat die 
KOM am 11. November angenommen und dem Rat zuge-
leitet. 

Die durch die Konjunkturpakete stark überzogene Ge-
samtverschuldung hat den erlaubten Referenzwert von 
3 % fast überall weit überschritten. Nach Berechnunge n 
der KOM wird das deutsche Haushaltsdefizit von 3,4 %  in 
2009 auf 5,0 % in 2010 steigen. 

Dessen ungeachtet verfügt Deutschland ähnlich wie 
Österreich und die Niederlande dank einer relativ gu ten 
öffentlichen Finanzlage über den nötigen Spielraum, s eine 
konjunkturstützenden Maßnahmen in 2010 planmäßig 
weiterlaufen zu lassen. Erst 2011 soll die Haushaltskonso li-
dierung dort nach dem KOM-Vorschlag eingeleitet wer-
den. Bis 2013 müsste das Defizit unter die erlaubten  3 % 
zurückgeführt sein. Erforderlich wäre also eine jährlic he 
strukturelle Anpassung von durchschnittlich ½ bis ¾-BI P-

Prozentpunkten im Zeitraum von 2011 - 2013. Der ECOF IN-
Rat wird voraussichtlich am 2. Dezember über den KOM-
Vorschlag beschließen. Bundesfinanzminister Schäuble h at 
bereits seine Zustimmung signalisiert. CH�  

� Pressemitteilung der KOM IP/09/1694 
� KOM-Empfehlung für Deutschland 

Aufregung um Zukunft des EU-Finanzrahmens 
nach 2013 

Der ER forderte die KOM Ende 2005 auf, den EU-
Finanzrahmen einer umfassenden Überprüfung zu unter -
ziehen und 2008/2009 einen Bericht mit Orientierung en zu 
dessen Neuausrichtung für die Zeit nach 2013 vorzuleg en. 
Zu diesem Zweck führte die KOM im Herbst 2007 eine öf-
fentliche Konsultation und im November 2008 eine Konf e-
renz unter dem Titel „Den Haushalt reformieren, Europ a 
verändern“ durch. Schon im Rahmen dieser Konferenz 
wurde deutlich, dass die KOM eine radikale Umgestaltung  
des Haushaltes anstrebt. 

Dieser Eindruck bestätigte sich, als kürzlich Informat io-
nen über den Berichtsentwurf der KOM-Generaldirektion  
Haushalt an die Öffentlichkeit gelangten. Danach sollen  
die EU-Mittel zulasten der Bereiche Landwirtschaft und  
Regionalpolitik umgeschichtet und verstärkt für Forsc hung, 
Innovation, eine europäische Beschäftigungsinitiative , 
Infrastrukturmaßnahmen und zur Bekämpfung des Klima-
wandels eingesetzt werden. 

In Reaktion hierauf wurde die KOM von vielen Interes -
senvertretern aufgefordert, von diesen Plänen Abstan d zu 
nehmen. Die ursprünglich für den 24. November geplant e 
Veröffentlichung des KOM-Berichtes ist auf Februar/M ärz 
nächsten Jahres verschoben worden. Als offizielle Begr ün-
dung führt die geschäftsführend amtierende KOM an, sie 
wolle den Vorstellungen der neuen KOM nicht vorgreifen.  
Ein Legislativvorschlag der KOM für die Finanzielle Vora us-
schau 2014 - 2020 wird im Sommer 2011 erwartet. CH�  

� Themenseite der KOM zum Haushalt 

Europäischer Rechnungshof: Gutes Zeugnis für 
Rechnungsführung der EU 

Der Europäische Rechnungshof hat am 10. November 
seinen Prüfbericht für das Jahr 2008 veröffentlicht. Darin 
bewertet er die Rechnungsführung der EU im Jahr 200 8 als 
insgesamt zuverlässig. Die Gesamtergebnisse für 2008  
spiegeln die in den vergangenen Jahren erzielten Verbe s-
serungen in der Haushaltsführung wider. 

Im Mittelpunkt des Berichtes stehen die Themenkreise  
"Landwirtschaft und natürliche Ressourcen" und "Kohä si-
on". Für den ersten Bereich, auf den fast die Hälfte der 
Haushaltsmittel entfällt, gibt der Rechnungshof erstmals  
kein negatives Prüfungsurteil ab. Dagegen bewertet er  die 
"Kohäsion", auf die beinahe ein Drittel der Haushaltsm ittel 
entfällt, als den am stärksten mit Fehlern behafteten 
Haushaltsbereich weiterhin problematisch. Der Schätzung  
des Rechnungshofes zufolge hätten mindestens 11 % de s 
Gesamtbetrags der Erstattungszahlungen nicht geleistet  
werden dürfen. Der für die Regionalpolitik zuständige  
Kommissar Samecki betont jedoch, dass die hohe Fehl er-
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quote nicht bedeute, dass EU-Gelder in großem Umfang 
verschwendet worden wären. Die Mängel beruhten 
überwiegend auf einer fehlerhaften Anwendung der 
komplizierten EU-Vorschriften. Die KOM sei darum bem üht, 
den MS verständliche Leitlinien zur Handhabung der ei n-
schlägigen Vorschriften an die Hand zu geben. CH�  

� Pressemitteilung des Rechnungshofes ECA/09/67 
� Jahresbericht Rechnungshof 

� Erklärung Kommissar Samecki (IP/09/1688) 

Energiepolitik 
 

Hohe Energieeffizienz wird bei Neubauten ab 
2021 zur Pflicht 

Im Trilogverfahren haben sich Rat und EP auf einen Kom -
promiss für die Richtlinie für Energiestandards für Geb äude 
geeinigt. Vor dem Hintergrund der wachsenden Energi e-
importabhängigkeit und der Klimaproblematik hatte di e 
KOM im November 2008 einen Revisionsvorschlag für die  
Gebäudeenergieeffizienzrichtlinie vorgelegt. Durch Ene r-
giesparmaßnahmen soll der EU-Energieverbrauch um 
5 bis 6 % gesenkt werden. Der erzielte Kompromiss we ist 
die folgenden Eckpunkte auf: 
�  Sämtliche öffentlichen Neubauten müssen ab Anfang 

2019 einem sehr hohen bzw. „fast Null“-Energiestandard  
erreichen, für private Neubauten gilt dies ab Anfang 
2021. Technisch soll dies einerseits durch konstrukti ve 
und dämmtechnische Maßnahmen, zum anderen 
durch den Einsatz von regenerativen Energien erreich t 
werden. 

�  Die MS können ihre eigenen Standards setzen, um di ese 
Ziele zu erreichen. Bis Mitte 2011 müssen die MS Pläne  
über Finanzierungsmöglichkeiten zur Unterstützung vo r-
legen. 

�  Für existierende Gebäude müssen im Rahmen von we-
sentlichen Renovierungen Energiesparmaßnahmen in-
tensiviert werden - aber nur wenn dies technisch, fu nk-
tional und wirtschaftlich möglich ist. Dies könnte z. B. 
„Intelligente Zähler“ oder einzelne Teile von Heizungs- 
und Kühlungssystemen betreffen. 

�  Energiepässe müssen Auskunft über den Energiestan-
dard eines Hauses darlegen und Vorschläge enthalten, 
wie diese Standards verbessert werden können. Die 
Pässe sind bei Verkauf oder Vermietung der Immobilie  
vorzulegen. Auch für öffentliche Gebäude über 500 m 2 
mit hohem Publikumsverkehr sind Pässe zu erstellen. 
Nach 5 Jahren halbiert sich die m 2-Zahl. 2011 soll ein 
gemeinsamer EU-weiter freiwilliger Standard für Nich t-
Wohngebäude vorliegen. 

�  Folgende Gebäude bleiben z. B. ausgenommen: Häu-
ser mit unter 50 m 2, Ferienhäuser mit limitierter Nutzung, 
sakrale Bauten, Industriegebäude, landwirtschaftliche 
Gebäude mit geringem Energiebedarf, denkmalge-
schützte Gebäude, bei denen die Maßnahmen das Er-
scheinungsbild unangemessen verändern würde. 

Auch für Hamburg und Schleswig-Holstein bedeutet die 
Novellierung dieser Richtlinie die deutliche Anhebung der 
Energieeffizienzstandards für neue Gebäude spätesten s 

ab 2021 und damit einhergehend einen erheblichen Um-
stellungsbedarf in der gesamten Baubranche. Länder, 
Kreise und Kommunen sind spätestens ab 2019 betroff en. 
Der Gebäudebestand bis 2019/2021 ist aufgrund der w ei-
chen Formulierungen deutlich weniger betroffen. 

Der Text soll am 7. Dezember vom Energierat und An-
fang 2010 vom EP abschließend angenommen werden. 

 TE�  
� Pressemitteilung des EP zum Ergebnis des Trilogs 

� Themenseite der KOM zur Gebäudeenergieeffizienz 

Kennzeichnung der Energieeffizienz von Haus-
haltsgeräten soll erweitert werden 

EP und Rat konnten auch bezüglich der Richtlinie zur En er-
gieverbrauchskennzeichnung eine Einigung im Trilog er rei-
chen. Seit Mitte der 90er Jahre müssen Haushaltsgerä te 
wie z. B. Waschmaschinen mit einer Kennzeichnung zur  
Energieeffizienz versehen sein (A bis G, dabei stellt A die 
höchste Effizienzklasse dar). Seitdem sind Geräte de utlich 
sparsamer geworden und erfüllen oftmals die „A-
Kriterien“. Der nun erreichte Kompromiss für die neu e 
Kennzeichnungsregelung sieht folgende Änderungen vor: 
�  Die Kennzeichnung A bis G bleibt. 
�  Zusätzlich kann mit A+, A++ und A+++ gekennzeichnet 

werden, dann entfallen entsprechend aber die unteren 
Klassen E, F und G, da maximal 7 Effizienzklassen aufge-
führt werden dürfen. 

�  Die Kennzeichnungspflicht wird von Haushaltsgeräten 
auf alle energierelevanten Produkte, wie z. B. auch Tü -
ren und Fenster, ausgeweitet. 

�  Auch industrielle Einrichtungen wie z. B. Kälteräume 
fallen unter den Anwendungsbereich der RL. 

�  Die Kennzeichnung muss bei der Preisangabe in der 
Werbung berücksichtigt werden. 

Der Text soll abschließend am 7. Dezember vom Energie-
rat und Anfang 2010 vom EP gebilligt werden. TE�  

� Pressemtteilung des EP zum Trilog 
� Themenseite der KOM zur Kennzeichnung 

Medien und Informationsgesellschaft 
 

Europäische Telekom-Reform: 12 Reformpunkte 
zur Stärkung von Verbraucherrechten 

Am 24. November billigte das EP weitreichende Reform en 
auf den europäischen Telekommunikationsmärkten. Be-
reits Anfang November hatten EP, Rat und KOM eine po li-
tische Einigung über die Reform erzielt. Damit kann d ie EU-
Telekom-Reform bereits im Dezember in Kraft treten. 

Durch 12 Reformpunkte sollen die Rechte der europäi-
schen Verbraucher gestärkt werden: 
�  Der Kunde bekommt einen Anspruch darauf, dass der 

Wechsel eines Festnetz- oder Mobilfunkanbieters inne r-
halb eines Werktages und unter Beibehaltung der bis-
herigen Telefonnummer ausgeführt wird. Mindestver-
tragslaufzeiten dürfen künftig 24 Monate nicht über-
schreiten. 
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�  Unternehmen werden verpflichtet, ihre Kunden u. a. 
über die Mindestqualität der angebotenen Dienste 
(z. B. Übertragungsrate im Netz) und Erstattungsans prü-
che im Falle nicht vertragsgerechter Leistungen zu in-
formieren. 

�  Die neue „Internetfreiheits-Klausel“ verpflichtet die MS, 
die in der Europäischen Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten verankerten 
Rechte zu achten. Staatliche Eingriffe sind nur unter 
Wahrung rechtsstaatlicher Voraussetzungen zulässig . 

�  Die nationalen Regulierungsbehörden werden berech-
tigt, eine Mindestqualität für Netzübertragungsdien ste 
vorzuschreiben.  

�  Verbraucher sollen besser vor Datenschutzverletzungen  
und Spam geschützt werden. Telekommunikations-
betreiber und Internet-Diensteanbieter werden zur si-
cheren Aufbewahrung von Kundendaten verpflichtet. 
Bei Verstößen sind die Unternehmen verpflichtet, Be-
hörden und Kunden über den Vorfall zu informieren. 

�  Die europäische Notrufnummer 112 soll bekannter ge-
macht werden und zukünftig aus allen Netzen erreich-
bar sein. 

�  Die Unabhängigkeit nationaler Telekom-Regulierer wird 
gestärkt, indem sie sich effektiver gegen politisch e Ein-
flussnahme auf ihr Tagesgeschäft wehren können. 

�  Im Frühjahr 2010 soll eine neue europäische Telekom-
behörde namens GEREK (Gremium Europäischer Regu-
lierungsstellen für elektronische Kommunikation) einge-
richtet werden. Sie soll den fairen Wettbewerb und eine  
einheitlichere Regulierung auf den Telekommunikati-
onsdienstmärkten sicherstellen. 

�  Die KOM erhält die Aufsicht über die von den nation a-
len Regulierungsbehörden vorgeschlagenen Maßnah-
men. Sie soll unterschiedliche Regulierungen und dar-
aus resultierende Wettbewerbsverzerrungen vermeiden 
helfen. 

�  Unternehmen müssen Netzbetrieb und Dienstleistungen  
trennen, wodurch der Wettbewerb verbessert werden 
soll. 

�  Es sollen bestimmte Frequenzen für drahtlose Breit-
banddienste zur Verfügung gestellt werden. Dies be-
deutet insbesondere für die Gebiete, in denen die V er-
legung von Glasfaserkabeln zu teuer wäre, die Mög-
lichkeit für schnellere Internetanschlüsse. 

�  Neue Regelungen sollen Rechtssicherheit für Investiti o-
nen in Zugangsnetze der nächsten Generation (sog. 
NGA-Netze) schaffen. 

Die MS haben bis zum Juni 2011 Zeit, die Bestimmunge n 
des Telekom-Reformpakets umzusetzen. WD�  

� KOM-Pressemitteilung IP/09/1812 
� KOM MEMO/09/513 

Landwirtschaftspolitik 
 

Bewilligung deutscher Programme aus dem 
Health Check 

In einer zweiten Runde genehmigte der „Ausschuss für  die 
Entwicklung des ländlichen Raums“ Mittel aus dem Health 

Check der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) für weitere  
Entwicklungsprogramme. Diese Gelder können für Maß-
nahmen in den Bereichen 
�  Klimawandel, 
�  Wasserwirtschaft, 
�  erneuerbare Energien, 
�  biologische Vielfalt, 
�  Umstrukturierung des Milchsektors und 
�  Innovationen in einem dieser Schwerpunktbereiche 
verwendet werden ( � Hans EUmschau  11/2009). 
Am 24. November teilte die KOM mit, dass 11 deutsche 
Bundesländer insgesamt 563 Mio. € aus dem EU-Haushalt  
erhalten. Schleswig-Holstein bekommt einen Anteil von 
58,7 Mio. €. Die Hauptanteile der Gelder werden zur Um-
strukturierung des Milchsektors (17,1 Mio. €) und f ür Maß-
nahmen zum Erhalt der biologischen Vielfalt (15,1 Mio. € ) 
verwendet. Darüber hinaus unterstützt Schleswig-Holste in 
Projekte aus den Bereichen der Wasserwirtschaft / de m 
Wassermanagement (9,5 Mio. €), des Klimawandels und 
der erneuerbaren Energien (jeweils mit 6,8 Mio. €). Für 
Innovationsprojekte werden 3,4 Mio. € zur Verfügung  ge-
stellt. 

Hamburg erhält einen Anteil von insgesamt 1,3 Mio. € . 
Fast 50 % der Mittel werden für Projekte im Bereich d er 
erneuerbaren Energie verwendet. Die andere Hälfte de r 
Gelder wird zu etwa gleichen Anteilen zur Unterstützung 
von Maßnahmen zum Erhalt der biologischen Vielfalt, für  
den Klimaschutz und im Bereich des Wassermanagements 
eingesetzt. KL�  

� Pressemitteilung der KOM IP/09/1813 
� Entwicklungsprogramme der MS 

Wirtschaftspolitik 
 

Konsultation zur Strategie „EU 2020“ gestartet 

Die vom ER im Jahr 2000 beschlossene Lissabon-Strate gie 
für Wachstum und Beschäftigung läuft im Jahr 2010 au s. 
Ziel war es, die EU bis zum Jahr 2010 zum wettbewerbs fä-
higsten Wirtschaftsraum der Welt zu machen. Nachdem 
feststeht, dass dieses Ziel trotz einiger Fortschritt e nicht 
erreicht werden dürfte, wird seit einigen Wochen über  die 
Neuausrichtung der Strategie spekuliert.  

Bereits die im September präsentierten Politischen Le itli-
nien von KOM-Präsident Barroso für die nächste KOM e nt-
hielten grundlegende Orientierungen für die künftige EU-
Wachstumspolitik. Am 24. November hat die KOM schließ-
lich eine mit Spannung erwartete öffentliche Online-
Konsultation zur künftigen Strategie „EU 2020“ gesta rtet. 
Mit folgenden drei Schwerpunkten möchte sie die EU fi t für 
die ökonomischen, ökologischen und sozialen Herausfor -
derungen der kommenden zehn Jahre machen: 
�  Wertschöpfung durch wissensbasiertes Wachstum, 
�  Befähigung zur Teilhabe an integrativen Gesellschaften , 
�  Schaffung einer wettbewerbsfähigen, vernetzten und  

ökologischeren Wirtschaft. 
Alle interessierten Kreise sind eingeladen, bis zum 15 . Ja-
nuar 2010 zu dem Konsultationsdokument Stellung zu 
nehmen. Im Anschluss daran wird die neue KOM einen 
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detaillierten Vorschlag erarbeiten. Geplant ist, dass d er ER 
auf seinem Frühjahrsgipfel im März 2010 die konkrete n 
Ziele der Strategie „EU 2020“ beschließt, die die zule tzt im 
Jahr 2005 überarbeiteten Leitlinien der Lissabon-St rategie 
ablösen sollen.  CH�  

� Pressemitteilung der KOM IP/09/1807 
� Konsultationsseite der KOM 

� Politische Leitlinien für die nächste KOM 

Verknüpfung der Unternehmensregister 

Die KOM hat Anfang November eine Konsultation darübe r 
eingeleitet, wie die Zusammenarbeit zwischen den Unt er-
nehmensregistern der MS verbessert werden kann. Der  
Konsultation liegen ein zeitgleich angenommenes Grün-
buch zur besseren Verknüpfung der Unternehmensregis ter 
und ein Fortschrittsbericht über die bislang freiwilli ge Ko-
operation zugrunde. 

Ziel ist es, den grenzüberschreitenden Zugang zu Unte r-
nehmensinformationen für gewerbliche Zwecke oder für 
einen besseren Rechtsschutz zu erhöhen. So sollen Lüc ken 
des Binnenmarktes geschlossen werden. 

Während Informationen über ein Unternehmen prob-
lemlos in dem Land zugänglich sind, in dem das Unter-
nehmen eingetragen ist, ist ein Zugriff auf dieselben  Infor-
mationen aus einem anderen MS wegen technischer ode r 
sprachlicher Barrieren oftmals nicht möglich. Aus dies em 
Grund hält die KOM es für erforderlich, den grenzüberg rei-
fenden Zugang für Gläubiger, Geschäftspartner und Ve r-
braucher zu erleichtern. Die bislang freiwillige Zusammen -
arbeit zwischen den Registern der MS hält sie für nic ht 
ausreichend. Eine effizientere Zusammenarbeit würde die 
Verwaltungslasten für grenzüberschreitend tätige Unte r-
nehmen nach Einschätzung der KOM um ca. 161 Mio. € 
jährlich senken. Alle Interessierten sind aufgerufen, sich bis 
zum 31. Januar 2010 zu äußern. CH�  

� Pressemitteilung der KOM IP/09/1677 
� Grünbuch der KOM (2009) 614 

� Fortschrittsbericht SEC (2009) 1492 
� Konsultationsseite der KOM 

Verkehrspolitik 
 

Konferenz zur Zukunft des Verkehrs 

Die KOM hat am 20. November in Brüssel die 2. Stake hol-
derkonferenz in Vorbereitung des neuen Weißbuchs zu r 
Zukunft des Verkehrs abgehalten. Gegenstand der Erört e-
rungen waren die Ergebnisse aus dem Konsultationspro -
zess, der mit dem Grünbuch im Juni begonnen hatte. In 
sechs Arbeitsgruppensitzungen wurden folgende Themen  
erörtert: 
�  Integration der Verkehrsmodi – Überarbeitung der  

TEN-V Richtlinien, 
�  Die Rolle der Technologie – Neue Fahrzeuge und alter-

native Treibstoffe, 
�  Sicherheit und Passagierrechte für die Nutzer der Ver-

kehrssysteme, 

�  Integration der Verkehrsmodi – Die Sicht der großen  
Logistikanbieter, 

�  Die Rolle der Informationstechnologie im Verkehr sowie  
�  Die Stärkung der Stellung der Arbeitnehmer im Ver-

kehrssektor. 
Beherrschendes Thema der zwei Plenar- und sechs Ar-
beitsgruppensitzungen war die Herausforderung, den 
europäischen Verkehrssektor umweltfreundlicher und ef fi-
zienter zu gestalten als bislang, ohne wirtschaftliche Ent-
wicklungen zu behindern. Bislang hat der Verkehrsbere ich 
die mit dem Weißbuch 2001 gesetzten Ziele diesbezügli ch 
deutlich verfehlt. Die KOM wird die Ergebnisse der Ko nfe-
renz auswerten und mit in das neue Weißbuch einbinden , 
welches für die erste Jahreshälfte 2010 erwartet wird LF�  

� Internetseite "Future of the Transport" 

Untersuchung von Flugzeugunfällen 

Die KOM hat einen Vorschlag für eine VO zur Verbesse-
rung der Untersuchung von Unfällen in der Zivilluftfah rt 
angenommen. Ziel ist eine effizientere und unabhängige 
Untersuchung der Unfallursachen und die Stärkung der  
Rechte der Unfallopfer und ihrer Angehörigen. Die KOM  
setzt dabei auf die Verbesserung der freiwilligen Ko opera-
tion gekoppelt mit einigen legislativen Vorschlägen. 

Kernstück des Vorschlags ist die Schaffung eines "Eur o-
päischen Netzwerkes der Sicherheitsuntersuchungsste llen 
in der Zivilluftfahrt", das Beratungs- und Koordinieru ngsauf-
gaben wahrnehmen soll. Die bislang informelle Kooperati-
on zwischen den nationalstaatlichen Sicherheitsbehörd en 
soll in eine strukturiertere Form der Zusammenarbeit z wi-
schen nationalen Behörden, der KOM und der Europäi-
schen Luftsicherheitsagentur (EASA) überführt werde n. 

Darüber hinaus soll jeder MS verpflichtet werden, eine 
Behörde zur Untersuchung von Unfällen in der Zivilluftfa hrt 
einzurichten. Diese Behörde muss unabhängig von ande -
ren Stellen arbeiten, die für die Bewertung der Luftt üchtig-
keit von Flugzeugen, die Flugzeugwartung, den Flugha-
fenbetrieb oder die Flughafenzertifizierung zuständig  sind. 
Sie soll verpflichtet werden, die KOM, die EASA und alle  
betroffenen MS unverzüglich über jeden Unfall zu info rmie-
ren. 

Im Übrigen sollen die Informationsrechte der Unfallopfe r 
und ihrer Angehörigen sowie der Schutz ihrer Anonymi tät 
gestärkt werden. CH�  

� Pressemitteilung der KOM IP/09/1612 
� VO-Vorschlag KOM (2009) 611 

� Arbeitsdokument Folgenabschätzung SEK (2009) 1478 
� Themenseite der KOM 

Schrittweise Aufhebung des Verbots von Flüs-
sigkeiten im Flughandgepäck in Sicht 

Der Ausschuss für Luftsicherheit, ein Gremium von Exp erten 
aus den EU-MS unter Leitung der KOM, hat eine schri ttwei-
se Aufhebung des Flüssigkeitsverbots im Flughandgepäc k 
beschlossen. Das nach einem im August 2006 vereitelt en 
Terroranschlag auf den Londoner Flughafen Heathrow 
eingeführte Verbot zur Mitnahme von Flüssigkeiten mit  
einem Volumen von jeweils mehr als 100 ml im Handge-
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Dr. Matthias Ruete  

päck läuft am 29. April 2010 aus. Die EU-Verkehrsminis ter 
hatten sich noch Anfang Oktober für eine Verlängerung  
ausgesprochen. Der Stand der Technik sei in 2011 no ch 
nicht weit genug entwickelt, um Flüssigsprengstoff be i der 
Durchleuchtung des Handgepäcks zu identifizieren. 

Der Ausschuss für Luftsicherheit hat aber nunmehr a m 
19. November einen 2-stufigen Ausstieg beschlossen: 
�  ab dem 29. April 2011: Flüssigkeiten, Aerosole und Gels , 

die an einem Flughafen eines Drittlandes oder an Bord  
eines Nicht-EU-Flugzeuges erstanden wurden, sollen un-
ter bestimmten – noch nicht näher definierten – Bedi n-
gungen in den Sicherheitsbereich eines EU-Flughafens 
eingebracht werden dürfen.  

�  ab dem 29. April 2013: Mit Beginn des Einsatzes von 
Durchleuchtungsgeräten der sog. aufgerüsteten TYP-C-
Version an allen EU-Flughäfen können auch Flüssigkei-
ten von mehr als 100 ml im Handgepäck mitgeführt 
werden. Sie müssen aber wie z. B. Laptops gesondert  
durchleuchtet werden.  

Das EP hat nun das Recht, innerhalb von 3 Monaten se in 
Veto gegen den Beschluss einzulegen. Sollte dies gesche -
hen, müsste die KOM dann einen neuen Vorschlag vorle-
gen, der höchstwahrscheinlich jedoch nicht bis Ende April 
in Kraft treten könnte. Ergebnis wäre das Fehlen ein er ein-
heitlichen EU-weiten Regelung. Jeder MS könnte dann 
seine eigene Regelung beschließen mit der Folge, dass  es 
schlimmstenfalls 27 verschiedene Verfahren gäbe. Es is t 
unwahrscheinlich, dass das EP für einen solchen Flicke n-
teppich die Verantwortung übernehmen möchte. Im Hin-
blick darauf ist mit einem Veto aller Voraussicht nach  nicht 
zu rechnen, auch wenn sich viele Parlamentarier eigent -
lich einen schnelleren Ausstieg aus dem Flüssigkeitsver bot 
wünschen.  

Der genaue Wortlaut des Beschlusses wurde bislang 
nicht veröffentlicht. CH�  

Umweltpolitik 
 

„Hamburger Erklärung“ für den Klimaschutz in 
den Städten der Welt 

 
Mit der Unterzeichnung der „Hamburger Erklärung“ ist am 
18. November im Congress Centrum Hamburg die Ham-
burg City Climate Conference erfolgreich zu Ende ge-
gangen. Darin bekräftigen die rund 290 Teilnehmer au s 40 
Nationen ihre Solidarität und ihre Verantwortung im Kampf 
gegen die globale Erderwärmung. In der Erklärung heißt 
es: „Die unterzeichnenden Städte verpflichten sich, a lles in 

ihrer Macht Stehende zu tun, um den Klimawandel zu 
begrenzen und die daraus resultierenden Folgen zu be-
wältigen.“ Zielwert des Ausstoßes von CO 2 sei eine Ver-
minderung um 50 % bis zum Jahr 2050 und ein Anteil v on 
etwa 80 % der Energie aus erneuerbaren Energiequellen  
ebenfalls bis 2050. 

Die Senatorin für Stadtentwicklung und Umwelt, Anja 
Hajduk, dankte den Teilnehmern für ihren Besuch und die 
engagierte Beteiligung: „Als einer der Hauptverantw ortli-
chen für den Klimawandel können die Städte der Motor  
für mehr Klimaschutz sein. Wir werden den vereinbart en 
Weg konsequent weitergehen. Die Hamburger Konferenz  
sendet damit auch ein klares Signal nach Kopenhagen, 
wo ab dem 7. Dezember der UN-Klimagipfel stattfinden 
wird. Wir appellieren an die Teilnehmer des Klimagipfel s in 
Kopenhagen, diesen zu einem Erfolg zu führen und ge-
meinsam Wege zu finden, den Klimawandel aufzuhalten.“ 

Die Hamburg City Climate Conference entspringt der 
EU-Initiative „Covenant of Mayors", die Bürgermeist er aus 
der EU und weltweit für Klimaschutz sowie nachhaltiges 
Wirtschaften und Planen gewinnen will. Hamburg ist Ers t-
unterzeichner der 2008 geschlossenen Covenant-
Vereinbarung. Die jetzige „Hamburg City Climate Conf e-
rence 2009" war der erste Kongress dieser Initiativ e. Mit ihr 
hat Hamburg seine aktive Rolle im internationalen Klima-
schutz unter Beweis gestellt. In seiner herausgehoben en 
Rolle als „Europäische Umwelthauptstadt 2011“ brachte 
Hamburg wichtige europäische und außereuropäische 
Städte an einen Tisch. Hamburg hat die Konferenz zu -
sammen mit dem „Covenant of Mayors“ organisiert und  
wurde von den Städtenetzwerken ICLEI, METREX, dem 
„Klimabündnis“ sowie den Umweltorganisationenen WWF 
und Germanwatch unterstützt. 

Die Konferenzteilneh-
mer diskutierten auf 
dem Podium und in 
Arbeitsgruppen The-
men wie „Null-Emis-
sions-Energien“, neu-
este Entwicklungen 
im öffentlichen Per-
sonennahverkehr, Kli-
maschutz bei der 
Stadtplanung, Akti-
onspläne zur Einfüh-
rung nachhaltiger 
Energien, die Finan-
zierung von Klima-
schutz und die Rolle 
und Bedeutung der 
EU-Initiative „Cove-
nant of Mayors“ in 

Kopenhagen und in der internationalen Energiedebatte . 
Im Anschluss an die Konferenz fanden Exkursionen zu 

ausgewählten Hamburger Klimaschutzprojekten statt, vo n 
IBA-Projekten in Wilhelmsburg über die Klimafolgenfor-
schung am GKSS-Forschungszentrum Geesthacht bis zur  
Vorstellung von Mitgliedern der UmweltPartnerschaft 
Hamburg im Hafen und am Flughafen. LF�  

� Hamburger Erklärung für den Klimaschutz 
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Öffentlichkeit erhält Zugang zu Emissionsdaten 
europäischer Industrieanlagen 

Bürger können neuerdings Informationen über Schadst off-
emissionen aus europäischen Industrieanlagen im Inte rnet 
abrufen. Mit dem sogenannten „Europäischen PRTR“ (E u-
ropean Pollutant Release and Transfer Register - E-PRT R) 
wurde ein Register geschaffen, welches zur Zeit über Da-
tensätze von 91 Stoffen verfügt und mehr als 24.000 Indust-
rieanlagen aus 65 Wirtschaftszweigen umfasst. Auch kö n-
nen in dem Register Daten über Abfallmengen und Ab-
wässer abgefragt werden.  

„Transparenz ist eine entscheidende Voraussetzung, 
wenn wir den Zustand unserer Umwelt verbessern wollen“,  
erklärte Umweltkommissar Dimas. Mit der Einrichtung d es 
Registers kommt man dem Aarhus-Übereinkommen über 
den Zugang der Öffentlichkeit zu Umweltinformationen 
nach. In diesem Zusammenhang verabschiedeten die 
Vertragsparteien des Aarhus-Übereinkommens bereits 
2003 das Protokoll über Schadstofffreisetzungs- und 
verbringungsregister, das jetzt am 8. Oktober in Kra ft trat. 
Die EU hatte zu seiner Umsetzung die Verordnung (EG ) 
166/2006 erlassen. 

Ab 2010 sollen die Informationen im „Europäischen 
PRTR“ jährlich im April aktualisiert werden. Neben de n 
Daten der 27 MS finden sich ebenfalls Informationen au s 
Island, Liechtenstein und Norwegen in dem Register.  KL�  

� Register E-PRTR 
� Aarhus Übereinkommen der UN 

� Protokoll über Schadstofffreisetzungsregister 
� Verordnung (EG) Nr. 166/2006 

Der ökonomische Wert von Ökosystemen und 
biologischer Vielfalt 

Dies ist der Titel eines Projektes unter Leitung des  Umwelt-
programms der Vereinten Nationen (UNEP), zu dem Mit te 
November zwei Berichte in Brüssel vorgestellt wurden. D ie 
globale Studie über die ökologischen Folgen des Verluste s 
an Artenvielfalt – besser bekannt unter der Bezeichnun g 
TEEB (The Economics of Ecosystems and Biodiversity)  –
 wurde von Deutschland und der KOM ins Leben gerufen  
und gemeinsam mit Großbritannien finanziell unterstützt .  

„Nur allzu häufig wird der Natur geringe wirtschaftlich e 
Bedeutung zuerkannt, obwohl sie eigentlich die Grundla-
ge und Stütze unserer Wirtschaft und unserer Gesellsc haft 
bildet und wirksam vor dem Klimawandel schützen kann“ 
erklärte Umweltkommissar Dimas bei der Vorstellung der 
Ergebnisse der Studie. Insbesondere wurde auf die R olle 
der Artenvielfalt im Zusammenhang mit dem Klimaschutz 
hingewiesen. Intakte Ökosysteme könnten beispielswei se 
für eine natürliche Wasserregulierung sorgen und damit  
auch dem Hochwasserschutz zugute kommen oder durch 
Speicherung von CO 2 zu einer Klimaregulierung beitragen.  

Der Leiter der Studie, Pavan Sukhdev, präsentierte au-
ßerdem einen speziell an die politischen Entscheidungs -
träger gerichteten Bericht mit dem Hinweis: „Unser Vorrat 
an natürlichen Ressourcen, also unser Naturkapital, ist  
genauso wichtig wie die vom Menschen geschaffenen 
Ressourcen oder unser Sachkapital“. Dieser Wert müss e 

erkannt werden und in die Beschlussfassungsprozesse aller 
Politikbereiche Eingang finden. TEEB empfiehlt darüber 
hinaus, die Natur und ihre Leistungen ebenfalls in de r Be-
rechnung des Bruttoinlandsprodukts zu berücksichtige n. 
Dies wurde auch bereits von der KOM angeregt. 

Um zukünftig besser den Wert der Biodiversität und der 
Ökosysteme darlegen zu können, soll sich ab 2010 ein 
international besetztes Wissenschaftsgremium mit die sem 
Thema befassen. Auch soll nach Antritt der neuen KOM im 
nächsten Jahr eine neue EU-Strategie zum Erhalt der Ar-
tenvielfalt erarbeitet werden. 

Bis Oktober 2010 sollen weitere TEEB-Berichte erschei -
nen, die sich u. a. an die öffentliche Verwaltung sowie  die 
Verbraucher richten sollen. KL�  

� Pressemitteilung der KOM IP/09/1710 
� Internetseite TEEB 

� Bericht TEEB für Entscheidungsträger 

Gesundheitspolitik 
 

KOM stellt jährlichen Bericht zum Drogenmiss-
brauch in der EU vor 

Die KOM hat Anfang November ihren jährlichen Bericht 
zum Drogenmissbrauch in der EU vorgestellt. Die vom Eu-
ropäischen Beobachtungszentrum für Drogen und Dro-
genabhängigkeit (EMCDDA) erstellte Studie hat aufge-
zeigt, dass der Drogenmarkt merklich komplexer wird und  
eine Zunahme verschiedenartigster Drogen zu verzeich-
nen ist. 

Alle MS sind aufgerufen, bei der Problembekämpfung 
enger und abgestimmter zusammenzuarbeiten. Die nach  
wie vor am meisten konsumierten Drogen sind Heroin und 
Kokain; aber auch Metamphitamine sind auf dem Vor-
marsch, vor allem in Ost- und Nordeuropa. Jedoch gibt  
der verringerte Genuss von Haschisch bei jungen Men -
schen Anlass zur Hoffnung, wenn auch immer noch 2,5  % 
der jungen Europäer regelmäßig Drogen konsumieren. 

 DvR�  
� Pressemitteilung der KOM IP/09/1675 

� EMCDDA-Webseite 

Forschung und Technologie 
 

Alzheimer-Forschung: EP fordert gemeinsame 
Planung für bessere Ergebnisse 

Das EP sprach sich in seiner Plenartagung am 11. und 
12. November für eine gemeinsame Forschungsplanung 
der MS im Bereich der Neurodegenerativen Erkrankung en 
wie Alzheimer und Parkinson aus, die eine Bündelung v on 
Fähigkeiten, Wissen und finanziellen Ressourcen als Z ielset-
zung haben soll. 

Die Abgeordneten schlagen vor, groß angelegte epi-
demiologische und klinische Studien in staatenübergre i-
fender Zusammenarbeit durchzuführen. Des Weiteren 
betonen sie die Bedeutung eines fachgebietsübergrei-
fenden Forschungsansatzes, einer umfassenden Diagno se, 

mailto:katrin.luetjen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://prtr.ec.europa.eu/
http://www.unece.org/env/pp/
http://www.unece.org/env/pp/prtr.htm
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:033:0001:0017:DE:PDF
mailto:katrin.luetjen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/09/1710&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en
http://www.teebweb.org/Home/tabid/924/language/en-US/Default.aspx
http://www.teebweb.org/LinkClick.aspx?fileticket=I4Y2nqqIiCg%3d&tabid=924&language=en-US
mailto:Debby.vanRhenen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/09/1675&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en
http://www.emcdda.europa.eu/html.cfm/index190EN.html


 

 

 Hans EUmschau  12/2009  

  9 

Behandlung, Prävention und der sozialwissenschaftlich en 
Forschung. 

Beide Krankheiten können heute noch nicht geheilt 
werden und sind eine der größten europäischen Herau s-
forderungen im Bereich psychischer Gesundheit. DvR�  

� Pressemitteilung des EP 

Verbraucherschutzpolitik 
 

EU-Untersuchung von Internetseiten mit 
unseriösen Klingeltonangeboten 

Die KOM hat in einer Aktion mit 
dem Namen "Sweep" 18 Monate 
lang Angebote für die Bestellung 
von Klingeltönen, Hintergrund-
bildern oder sonstigen Handy-
diensten im Netz geprüft und 
dabei rund 300 Webseiten von 
Anbietern beanstandet. 

Bemängelt wird, dass das "kostenlose" Herunterladen vo n 
Klingeltönen oft doch Kosten nach sich zieht oder der 
Kunde gar ungewollt einen Abonnementvertrag ab-
schließt. Besonders problematisch ist, dass diese In ternet-
seiten vor allem gezielt Kinder und Jugendliche anspre-
chen. 

Die beanstandeten Seiten wurden aufgrund der EU-
Untersuchung zu 70 % korrigiert oder ganz geschlossen , 
neun große Unternehmen wurden wegen rechtswidrigen 
Verhaltens mit hohen Geldbußen (rund 2 Mio. €) belegt.  

 DvR�  
� Pressemitteilung der KOM IP/09/1725 

� Themenseite der KOM "EU Sweep" 

EuGH: Anspruch auf Entschädigung bei Flug-
verspätungen 

Ein neues Urteil des EuGH stärkt die Rechte von Flugr ei-
senden: Künftig berechtigen Flugverspätungen von meh r 
als 3 Stunden unter gewissen Voraussetzungen zu Aus-
gleichsansprüchen gegen die jeweilige Fluggesellschaft.  
Ersatz ist selbst dann zu leisten, wenn technische Pr obleme 
zu den Verzögerungen führten. Lediglich bei Vorkommni s-
sen, die aufgrund ihrer Natur oder Ursache nicht Te il der 
Ausübung der Tätigkeit des betroffenen Luftfahrtunt er-
nehmens und von ihm tatsächlich nicht zu beherrschen 
sind (wie etwa höhere Gewalt), entfällt ein solcher An-
spruch. 

Nach der Verordnung (EG) 261/2004 konnten Fluggäste 
bislang lediglich bei Annullierungen eines Fluges unter 
gewissen Voraussetzungen Ausgleichsansprüche gegen 
eine Fluglinie geltend machen. Nicht geregelt ist jedo ch 
der Fall, dass der Flug zwar ausgeführt wird, die Anku nft 
am Zielflughafen sich aber erheblich verspätet. 

In den beim Bundesgerichtshof und dem Handelsge-
richt Wien rechtshängigen Ausgangsverfahren hatten 
Passagiere betreffende Fluglinien verklagt, nachdem si e 
ihre Flugziele erst mit Verspätungen von 22 bzw. 25 S tun-
den erreicht hatten. Die Gerichte legten dem EuGH dar -

aufhin die Frage vor, ob eine erhebliche Verspätung nicht 
einer Annullierung des Fluges gleichgestellt werden und 
ebenfalls zu Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen 
nach der Verordnung berechtigen könnten. 

Der EuGH bejahte dies. Eine Differenzierung danach, 
ob die den Betroffenen entstandenen Schäden durch 
Nichtausführung oder bloße Verspätung des Fluges ent-
standen seien, verstoße gegen den Gleichbehandlungs-
grundsatz. Die entstehenden Schäden würden einan-
der - unabhängig von der Ursache - durchaus entspre -
chen, was eine Gleichbehandlung der Fälle gebiete. 

Der EuGH hat damit das bestehende europäische 
Recht verbraucherfreundlich ausgelegt. DvR� , WD�  

� EuGH Urteil in RS C 402/07 
� Verordnung (EG) 261/2004 

Termine 
 

Rückblick: Diskussionsabend Logistik  

Am 18. November fand im Hanse-Office ein Diskussion s-
abend zur nachhaltigen Gestaltung der Güterverkehrslo-
gistik statt. Das Umweltbundesamt präsentierte eine S tudie 
über Möglichkeiten, Transportbedarfe zu reduzieren un d 
den verbleibenden Transport umweltfreundlicher abzuwi-
ckeln. Ein Schwerpunkt der Vorschläge lag dabei auf der  
Förderung des Güterverkehrs auf der Schiene und ein er 
teilweisen Regionalisierung der Produktionsprozesse. 

 
Staatsrat Dr. Stephan Winters 

Der für den Verkehr zuständige Staatsrat der Behörd e 
für Stadtentwicklung und Umwelt, Herr Dr. Stephan Win -
ters, stellte die Situation aus der Sicht Hamburgs als gro-
ßem Logistikknotenpunkt dar. So wird im Hinterland d es 
Hamburger Hafens schon seit langem vor allem der Fern-
transport bis zu 80 % auf der Schiene abgewickelt. Im  Ha-
fen selber werden große finanzielle Anstrengungen unter-
nommen, um die Hafenbahn zu modernisieren und an di e 
Anforderungen anzupassen.  

In der anschließenden Podiumsdiskussion mit Nina 
Renshaw (Transport&Environment), Christoph Erdmenge r 
(Umweltbundesamt) und John Berry (KOM, DG TREN) so-
wie im Gespräch mit den zahlreich anwesenden Vertre-
tern von Logistik- und Umweltverbänden wurden die Vo r-
schläge einer kritischen Überprüfung unterzogen. LF�  

mailto:Debby.vanRhenen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://www.europarl.europa.eu/news/public/focus_page/008-63974-327-11-48-901-20091106FCS63916-23-11-2009-2009/default_p001c004_de.htm
mailto:Debby.vanRhenen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/09/1725&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=en
http://ec.europa.eu/consumers/enforcement/sweep/mobile_phone/index_en.htm
mailto:Debby.vanRhenen@hanse-office.de?subject=HansEUmschau
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http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-bin/form.pl?lang=DE&Submit=Rechercher$docrequire=alldocs&numaff=C-402/07
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Nina Renshaw, Dr. Stephan Winters, Christoph Erdmen ger, John Berry 

Rückblick: Hanse-Abend 

Am 19. November fand ein Hanse-Abend zur Einführung 
von Dr. Claus Müller als neuem Hamburger Leiter des Han -
se-Office statt. Die ein- bis zweimal im Jahr stattf indenden 
Hanse-Abende richten sich an Hamburger und Schleswig -
Holsteiner aus den EU-Institutionen und sonstigen Ei nrich-
tungen in Brüssel. 

 
Dr. Claus Müller  Foto: design4friends, P.Reincke 

Nach einer kurzen Ansprache durch Herrn Dr. Müller 
hatten die zahlreich erschienenen „Landeskinder“ be i 
Labskaus und weiteren Hamburger Spezialitäten Gele-
genheit zum Meinungsaustausch in entspannter Atmo-
sphäre.  

Melanie Loos �  

Service 
Für Rückfragen stehen Ihnen die Leiter und Referent en des 
Hanse-Office gerne zur Verfügung. Sie erreichen uns  über 
unser Sekretariat unter Tel. +32 2 28546-40 oder unt er Tel. 
+49 40 42609-40 (aus D), per E-Mail info@hanse-office .de 
oder per Fax +32 2 28546-57. 
Ihre Ansprechpartner zu den EU-Fachpolitiken sind: 
 
Thorsten Augustin  Durchwahl -42 TA�  
Leiter Schleswig-Holstein – Alle Politikbereiche 
 
Dr. Claus Müller  Durchwahl -43 CM �  
Leiter Hamburg – Alle Politikbereiche 

 
Dr. Lars Friedrichsen  Durchwahl -46 LF�  
Stellv. Leiter Hamburg – Transeuropäische Netze, ÖPNV , 
Städtebau, Interregionale Kooperation/METREX, 
Beziehungen zu den Partnern im Ostseeraum 
 
Dr. Thomas Engelke  Durchwahl -47 TE�  
Meeres- und Fischereipolitik, Energie und Tourismus, 
Bildung/Kultur und Jugend, Beziehungen zu den Partnern  
im Ostseeraum, 
Betreuung der Nachwuchskräfte und Praktikanten 
 
Dr. Clemens Holtmann  Durchwahl -44 CH�  
Wirtschaft/Außenhandel, Häfen/Luftverkehr, 
Glücksspielwesen 
 
Katrin Lütjen  Durchwahl -45 KL�  
Landwirtschaft, Umwelt 
 
N.N. Durchwahl -32  
Finanzen (EU-Haushalt, Steuern und Finanzdienst-
leistungen), Öffentliches Auftragswesen 
 
N.N. Durchwahl -52  
Regionalpolitik, Beschäftigungs- und Sozialpolitik, 
Erweiterung und Förderinstrumente Osteuropa 
 
Dr. Wiebke Dettmers  Durchwahl -59 WD�  
Innen- und Justizpolitik, Medien, Telekommunikation, 
Informationsgesellschaft, Minderheitenpolitik, 
Ausschuss der Regionen 
 
Debby van Rheenen  Durchwahl -48 DvR�  
Forschung/Wissenschaft, Gesundheitspolitik, 
Verbraucherschutz, Entwicklungszusammenarbeit 

Impressum 
Diese Veröffentlichung wird herausgegeben vom 
 

Hanse-Office 
Avenue Palmerston 20 

B-1000 Brüssel 
www.hanse-office.de 

 
V.i.S.d.P. sind die Leiter. Für die Inhalte verlinkt er Seiten und 
Dokumente ist das Hanse-Office nicht verantwortlich, so 
dass für deren Inhalt keine Haftung übernommen werde n 
kann. 
Dieser Newsletter wird im Rahmen der Öffentlichkeitsa rbeit 
der Landesregierung Schleswig-Holstein und des Senats 
der Freien und Hansestadt Hamburg herausgegeben. Er  
darf weder von Parteien noch Personen, die Wahlwer-
bung oder Wahlhilfe betreiben, im Wahlkampf zum Zwe-
cke der Wahlwerbung verwendet werden. Auch ohne 
zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl darf dieser 
Newsletter nicht in einer Weise verwendet werden, die als 
Parteinahme der Landesregierung oder des Senats zu-
gunsten einzelner Gruppen verstanden werden könnte.  
 Brüssel, den 1. Dezember 2009 
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